
KURZ-INFO zum
Härtefallgesuch bei der Härtefallkommission des Landes Baden-Würtemberg

Wenn der Asylantrag rechtskräftg abgelehnt tst, kann etn Gesuch bet der Härtefallkommtsston den 
Vollzug der Ausretsepftcht oder auch dte jahrelange Perspektilostgkett tn der Duldung iermetden. 
In jedem Fall sollte sorgfältg abgewogen werden, ob etn Härtefallgesuch stnnioll und 
ausstchtsretch tst. Es tst empfehlenswert, dass etn Härtefallgesuch ion den Unterstützer/tnnen der 
Flüchtltnge etngeretcht wtrd und ntcht iom Rechtsanwalt / der Rechtsanwältn, der / dte tm 
Asylierfahren tätg war. 

Das Härtefallgesuch muss schrtfltch an folgende Adresse gertchtet werden:

Geschäfsstelle der Härtefallkommission
betm Mtntstertum für Inneres, Dtgttaltsterung und Mtgraton
Postfach 10 34 65
70029 Stutgart
Ematl: poststelle@tm.bwl.de
Bet Rückfragen tst dte Geschäfsstelle der Härtefallkommtsston unter folgenden Nummern 
erretchbar: Tel. 0711/231-3465 oder 0711/231-3462 oder 0711/231-3461

1. Wichtge Dokumente für das Einreichen eines Härtefallgesuchs
• Vollmacht: htps://tm.baden-wuertemberg.de/ileadmtn/redakton/m-

tm/tntern/dateten/pdf/Vertretungsiollmacht.pdf
• Einverständniserklärung: htps://tm.baden-wuertemberg.de/ileadmtn/redakton/m-

tm/tntern/dateten/pdf/20180921_EiE_HFK_BW.pdf
• Verordnung: htps://tm.baden-wuertemberg.de/ileadmtn/redakton/m-

tm/tntern/dateten/pdf/Verordnung_Haertefallkommtsston.pdf

2. Voraussetzungen für die Annahme eines Gesuchs durch die HFK:
• Ausländer tst iollztehbar ausretsepftchtg, tst aber ntcht zum Zweck der 

Aufenthaltsbeendtgung nach § 50, Abs. 7 AufenthG ausgeschrteben
• gegen den Ausländer ltegt ketne iollztehbare Auswetsungsierfügung wegen etner Strafat 

oder etner ion thm ausgehenden Gefahr (§§ 53, 54 Nr. 5, 5a, 7 oder § 55 Abs. 2 Nr. 8 
AufenthG) und ketne iollztehbare Abschtebungsanordnung (§ 58a AufenthG) ior

• es tst ketn behördltches oder gertchtltches Verfahren anhängtg
• Es tst ketn Antrag betm Pettonsausschuss anhängtg
• Der/Dte Antragsteller/tn hält stch tn der BRD auf, der Aufenthaltsort tst bekannt
• Etne Ausländerbehörde tst örtltch und sachltch zuständtg

3. Mögliche Ausschlussgründe (dte beretts zur Ablehnung tn der Vorprüfung führen können)
• es ltegen Strafaten ion erhebltchem Gewtcht oder etn schwerwtegender 

Auswetsungsgrund ior (§§ 53, 54 oder 55 Abs. 2 Nr. 8 AufenthG), wte zum Betsptel dte 
Verurtetlung zu etner Frethettsstrafe wegen etner iorsätzltchen Strafat gegen das 
Betäubungsmttelgesetz oder wegen der Etnschleusung ion Ausländern;

• etn wetterer Regelausschlussgrund tst das Vorltegen etner Abschtebungsanordnung (§ 58a 
AufenthG)

• „der Ausländer hat seinen Lebensunterhalt während des überwiegenden Teils seines 
bisherigen Aufenthalts überwiegend durch öfentliche Mitel bestritene ,bw,hl er zur 
Aufnahme einer Beschäfigung berechtgt und zumutbar in der Lage war"
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• „Es ist nicht zu erwartene dass der Ausländer seinen Lebensunterhalt künfig ,hne 
Inanspruchnahme öfentlicher Mitel bestreiten kann und es wurde keine ausreichende 
Verpflichtungserklärung eines rriten abgegeben“

4. Worauf kommt es inhaltlich an?
• Es müssen drtngende humanttäre oder persönltche Gründe dte wettere Anwesenhett des 

Ausländers tm Bundesgebtet rechtfertgen
• Es geht ntcht um dte Frage, ob dte tn Frage kommenden Personen gute oder wentger gute 

Asylgründe haten, sondern dte HFK möchte erkennen, dass stch der/dte Antragssteller/tn 
erkennbar und nachhaltg um dte Integraton tn Deutschland bemüht hat und dabet 
erfolgretch war und ion itelen Menschen unterstützt wtrd

Der Antrag sollte beinhalten:
• Etne chronologtsche Falldarstellung, tn der der Ablauf des Asylierfahrens und dte 

wesentltchen Integratonsletstungen aufgeführt werden
• Etne gute schrtfltche Begründung mtt allem, was dafür sprtcht, dass der/dte 

Antragsteller/tn tn Deutschland bletben muss
• Nachwetse über dte Lebensunterhaltsstcherung oder ggf. etne Verpftchtungserklärung 

durch Drtte
• Aussagekräftge Empfehlungsschretben ion Menschen und Organtsatonen (Lehrer, 

Schulen, Bürgermetster, Veretnsiorsttzende, Nachbarn, KollegInnen usw.)
• Ratsam tst auch: Öfentltchkett tnformteren / mobtltsteren und Unterstützung für den Antrag

etnholen, z.B. durch Zettungsbertchte. Eitl. parallel etne Onltne-Petton bet 
openpetton.org oder change.org starten und mögltchst itele Unterschrtfen sammeln

5. Wie wird entschieden?
• Es besteht ketn Rechtsanspruch auf dte Annahme des Antrags
• Vorprüfung: Zunächst prüf der Kommtsstonsiorsttzende tn etner Vorprüfung, ob dte 

rechtltchen / formalen Voraussetzungen erfüllt stnd. An dteser Hürde schettert letder 
beretts der größte Tetl der Anträge. Dtese Entschetdung erfolgt tnnerhalb wentger Wochen 
nach Antragstellung. Nach erfolgretcher Vorprüfung kontaktert dte Geschäfsstelle der HFK 
das Regterungsprästdtum und bttet darum, bts zur Entschetdung über den Härtefallantrag 
ion aufenthaltsbeendenden Maßnahmen abzusehen.

• Beratung in der Härtefallkommission: Wenn etn Antrag dte Vorprüfung passtert hat, berät 
dte HFK den Antrag tn etner threr tn zwetmonatgem Abstand stattndenden Sttzungen. Bts 
zum Termtn, bet dem der Fall beraten wtrd, kann derzett über etn Jahr iergehen. Wenn dte 
erforderltche Mehrhett tn der Kommtsston für den Antrag iorltegt, wtrd das Gesuch dem 
Innenmtntster iorgelegt

• Entscheidung: Der Innenmtntster entschetdet schlteßltch über dte Annahme des
• Härtefallgesuchs. Nachdem über itele Jahre fast alle posttien Empfehlungen der HFK iom 

IM bestätgt wurden, steg 2017 der Antetl der Ablehnungen stark an: In 40% der Fälle, tn 
denen dte HFK etne posttie Empfehlung ausgesprochen hate, entschted stch der 
Innenmtntster gegen dte Ertetlung etner Aufenthaltserlaubnts Bet posttier Entschetdung 
ertetlt dte zuständtge Ausländerbehörde etne Aufenthaltserlaubnts nach § 23a AufenthG. 
Weder dte Härtefallkommtsston noch das Innenmtntstertum stnd ierpftchtet, thre 
Entschetdungen tnhaltltch zu begründen. Gegen dte Entschetdung stnd ketne Rechtsmttel 
mögltch.
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